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Die Kontroversen um die Regierungskonferenz 1996, die britische Rindfleisch-
krise und die fortbestehenden außenpolitischen Positionsdifferenzen zwischen den
Mitgliedstaaten ließen die Union insgesamt fragil und in ihren politischen Tenden-
zen unstet erscheinen. Die Entwicklung der Außenwirtschaftsbeziehungen blieb
hiervon jedoch weitgehend unberührt und stand im Zeichen konsequenten Aus-
baus. Das Instrumentarium der Gemeinsamen Handelspolitik wurde weiter den
veränderten Rahmenbedingungen nach dem Abschluß der Uruguay-Runde ange-
paßt und insbesondere für die Wirtschaftsbeziehungen zu den Mittelmeerstaaten,
den lateinamerikanischen Partnern und den USA wurden ambitionierte neue
Kooperationsrahmen geschaffen. Die Umsetzung der Ziele blieb jedoch in einigen
Fällen erheblich hinter den Erwartungen der Partnerländer zurück, und ungelöste
Probleme aus den Vorjahren wie die des Zugangs zum japanischen Markt und der
EU-Bananenmarktordnung behaupteten sich erneut auf der handelspolitischen
Agenda der Union.

Instrumente der Gemeinsamen Handelspolitik: Anpassung und Anwendung

Die in der Uruguay-Runde festgelegten neuen Regeln für Antidumping und Anti-
subventionsmaßnahmen haben keinen Bereich der entsprechenden EG-Regelungen
unberührt gelassen. Am 1.1.1995 trat die neue EG-Verordnung zum Schutz gegen
Handelshemmnisse in Kraft1 und nach Annahme zweier Verordnungen durch den
Rat am 29.5.19952 wurden am 1.9.1995 die neuen Zeitlimits für Antidumping und
Antisubventionsverfahren rechtskräftig. Künftig sollen innerhalb von neun Mona-
ten nach Einleitung eines Verfahrens vorläufige Maßnahmen ergriffen werden und
spätestens nach sechs weiteren Monaten müssen die definitiven Schlußfolgerungen
vorliegen. Hierdurch sollen sowohl die Effizienz der EG-Maßnahmen gesteigert
als auch größere Klarheit für die betroffenen Unternehmen geschaffen werden. Auf
der administrativen Seite wurden durch die Einführung eines einheitlichen Doku-
ments für Überwachungsmaßnahmen und durch flexiblere Prozeduren für die Neu-
verteilung von ungenutzten Quantitäten von Importquoten ebenfalls Verbesserun-
gen erzielt.

Insgesamt bestätigte sich die Erwartung der meisten Experten, daß die Ergeb-
nisse der Uruguay-Runde zu keiner nennenswerten Entspannung an der Antidum-
pingfront führen würden und die Union von daher gut beraten war, ihr Abwehrin-
strumentarium anzupassen und zu verbessern. So sah sich der Rat unter anderem
veranlaßt, endgültige Antidumpingmaßnahmen gegen Videorecorder aus Japan,
Natriumbicarbonat aus den USA, Ammoniumnitrat aus Rußland, Fernsehgeräte
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aus der Volksrepublik China, Korea, Singapur und Thailand sowie Computerdis-
ketten aus den USA, Mexiko und Malaysia einzuführen3. Während die Gemein-
schaft selbst keine neuen Antisubventionsmaßnahmen einleitete, mußte sie sich
mit einer ganzen Reihe von Antisubventionsverfahren von Drittstaaten gegen
Gemeinschaftsprodukte auseinandersetzen. Diese betrafen vor allem Nudeln (USA,
Kanada, Israel), Rind- und Schweinefleisch (Mexiko), Zucker (Kanada) und Pfir-
sichkonserven (Argentinien).

Sowohl die Uruguay-Runde als auch die Vollendung des Binnenmarktes mach-
ten bereits seit längerem eine Revision der Verfahren der Zollunion notwendig.
Auf der Grundlage umfassender Vorschläge der Kommission konnte im Rat am
22.12.1995 Einigung über ein Aktionsprogramm („Customs 2000") erzielt werden,
das in mehreren Maßnahmenbündeln die Zollkontrollen an den Außengrenzen ver-
bessern und die Verfahren beschleunigen soll.

Die Mittelmeerstaaten: neuer Globalansatz mit Hindernissen

Bereits seit mehreren Jahren hatten einige Mitgliedstaaten und die Kommission
immer wieder auf eine umfassende Aufwertung der Wirtschaftsbeziehungen zu
den Partnerländern im Mittelmeerraum gedrängt, dies sowohl aufgrund der stei-
genden Besorgnisse in diesen Ländern, als Partner gegenüber den mittel- und ost-
europäischen Staaten zunehmend ins Hintertreffen zu geraten, als auch wegen der
fundamentalen sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Bedeutung der Region
für die Union. Auf der Grundlage der Vorschläge der Kommission einigte sich der
Europäische Rat in Cannes im Juni 1995 auf einen unter dem Oberbegriff der
„Europa-Mittelmeer Partnerschaft" laufenden neuen Ansatz, der auf eine stufen-
weise regionale Wirtschaftsintegration mit abgestimmten Beihilfen der Union zur
wirtschaftlichen Entwicklung und zur Schaffung eines besseren sozio-ökonomi-
schen Gleichgewichts in der Region ausgerichtet ist. Der Gesamtrahmen für die
finanzielle Zusammenarbeit mit den Mittelmeerländern wurde in Cannes nach
zähen Vorverhandlungen auf 4,685 Mrd. ECU festgesetzt und blieb damit um mehr
als 800 Mio. ECU hinter den ursprünglichen Kommissionsvorschlägen zurück4.
Der neue Ansatz der Union stieß bei den Partnerländern nicht auf ungeteilten
Enthusiasmus, zum einen wegen der Befürchtungen der Mittelmeerpartner, daß
ihre in den meisten Fällen doch sehr unterschiedlichen Interessenlagen in dem
neuen EU-Globalkonzept weniger Berücksichtigung finden würden als zuvor, zum
anderen aber auch weil die Finanzausstattung der neuen Partnerschaft deutlich
geringer ausgefallen war als von den Partnern erhofft. Dennoch einigten sich die
Union und die zwölf beteiligten Mittelmeerstaaten5 auf der Gipfelkonferenz von
Barcelona am 27./28.11.1995 auf eine gemeinsame Erklärung zu den Prinzipien
und den Zielsetzungen der neuen Partnerschaft, die neben einer breiten Palette von
wirtschaftlichen, finanziellen und politischen Kooperationsmechanismen auch die
schrittweise Errichtung eines Freihandelszone mit allen beteiligten Mittelmeerstaa-
ten bis zum Jahr 2010 vorsieht6.
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Die Erklärung von Barcelona kann sicherlich als Signal für eine neue Belebung
der Beziehungen der Union zu den Mittelmeerstaaten und eine Bekräftigung des
Interesses der Union an diesen gewertet werden. Die Mittelmeerstaaten bleiben
jedoch eine politisch und wirtschaftlich sehr inhomogene Gruppe, so daß Fort-
schritte in den Wirtschaftsbeziehungen wohl auch weiterhin mehr von bilateralen
als von multilateralen Verhandlungen abhängen werden. Die Glaubwürdigkeit des
neuen multilateralen Ansatzes der Union wurde zudem durch eine innergemein-
schaftliche Blockierung der Umsetzung der nunmehr im MEDA-Programm zusam-
mengefaßten finanziellen Zusammenarbeit mit den Mittelmeerstaaten geschwächt.
Aufgrund seiner neuen Differenzen mit der Türkei in der Ägäis (Imia Inseln) ver-
weigerte Griechenland zunächst seine Zustimmung zu der Umsetzung der finanzi-
ellen Seite der „Europa-Mittelmeer"-Partnerschaft. Im Anschluß daran entwickelte
sich eine Kontroverse über die Frage, ob künftig im Falle von Menschenrechtsver-
letzungen der Beschluß, die finanzielle Kooperation mit einem Mittelmeerpartner
auszusetzen, wie von Großbritannien vertreten, der Einstimmigkeit oder, wie von
Griechenland und einigen anderen Mitgliedstaaten vertreten, nur einer qualifizier-
ten Mehrheit bedürfe7. Die Kontroverse hierüber dauerte im Juni 1996 noch an.

In den bilateralen Beziehungen zeigten sich sowohl Fortschritte als auch Hin-
dernisse. Mit dem im Juli 1995 unterzeichneten neuen Abkommen mit Tunesien,
das neben der schrittweisen Verwirklichung einer Freihandelszone und Regelun-
gen zur Niederlassungsfreiheit und zum Dienstleistungs- und Kapitalverkehr auch
einen politischen Dialog sowie soziale und kulturelle Zusammenarbeit vorsieht,
konnte das erste Assoziierungsabkommen des neuen „Europa-Mittelmeer"-Typs
erfolgreich ausgehandelt werden. Mit Israel wurde am 20.11.1995 ein ähnliches,
hinsichtlich der Handelsliberalisierung jedoch erheblich weitergehendes Abkom-
men unterzeichnet. Die strittigen Fragen hinsichtlich der israelischen Beteiligung
am vierten Forschungsrahmenprogramm der EU wurden einem separaten Abkom-
men vorbehalten. Die Unterzeichnung des Assoziierungsabkommen mit Marokko
verzögerte sich jedoch aufgrund langwieriger Kontroversen über Fischereirechte
und Finanzfragen bis zum 26.2.1996 und führte zu heftigen Debatten im Europäi-
schen Parlament, das dem Abkommen am 6.6.1996 nur im Verbund mit einer Reso-
lution zur kritischen Situation der Menschenrechte in Marokko zustimmte8. Im
Falle Algeriens konnte sich der Rat aufgrund der innenpolitischen und wirtschaftli-
chen Probleme in dem Partnerland sowie auch innergemeinschaftlicher Differen-
zen über den Marktzugang von Zitrusfrüchten und anderen algerischen Produkten
erst im Juni 1996 auf ein Verhandlungsmandat für die Kommission einigen9. Ver-
zögerungen ergaben sich auch in den Verhandlungen mit Ägypten, und im Falle
Syriens befindet sich die Union noch in der Sondierungsphase.

Einen Sonderfall bildeten erneut die Beziehungen zur Türkei. Hier wurde
zunächst mit dem im Europäischen Parlament umstrittenen Inkrafttreten des Ver-
trages über die Errichtung der Zollunion am 1.1.1996 ein bedeutender qualitativer
Fortschritt erzielt, der die Türkei zumindest formell wirtschaftlich enger an die
Union anbindet als jeden anderen Partnerstaat im Mittelmeerraum. Die Umsetzung
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des Vertrages und insbesondere der vereinbarten besonderen Finanzhilfen für die
Türkei wurde dann jedoch aufgrund des griechisch-türkischen Konflikts in der
Ägäis im Februar 1996 weitgehend blockiert. Während Griechenland trotz steigen-
der Kritik seitens einiger EU-Partner an seiner unnachgiebigen Haltung festhielt,
machte die türkische Regierung ihrerseits deutlich, daß sie ohne volle Umsetzung
der Finanzbestimmungen nicht die vorgesehenen Reformen in der Wettbewerbspo-
litik durchführen werde10.

Mittel- und Osteuropa: im Zeichen der Vorbeitrittsstrategie

Die von Januar 1995 bis Juni 1996 erfolgten Beitrittsanträge von Rumänien, Bul-
garien, der Slowakischen Republik, der drei baltischen Staaten, der Tschechischen
Republik und Sloweniens haben erneut die Größe der Herausforderung einer
Osterweiterung verdeutlicht. Die Wirtschaftsbeziehungen mit den assoziierten Staa-
ten wurden denn auch ganz im Zeichen der vom Europäischen Rat in Essen im
Dezember 1994 angenommenen Vorbeitrittsstrategie ausgebaut. Wesentliche Ele-
mente waren hier der im Dezember 1995 erfolgte Abschluß von Zusatzprotokollen
zu den Europaabkommen mit den assoziierten Staaten, der diesen die Teilnahme
an einer Reihe von EU-Programmen in Feldern wie Forschung und Entwicklung,
Umwelt, Sozialpolitik, Gesundheit, Energie und Verkehr ermöglicht, die Auswei-
tung und teilweise Reorientierung des PHARE-Programms mit verstärktem
Schwerpunkt auf Investitionsbeihilfen und der am 1.7.1996 erfolgte Beitritt der
Visegräd-Staaten zu den EU-EFTA-Konventionen über gemeinsame Transitregeln
und zur Vereinfachung der Formalitäten im Warenhandel11. Die jüngste Erweite-
rung der Union machte eine Anpassung der Importquoten für Produkte aus den
mittel- und osteuropäischen Staaten notwendig. Die Langsamkeit dieses Prozesses
führte auf Seiten der osteuropäischen Staaten zu einiger Kritik, doch beschloß der
Rat am 14.5.1996 die Importquoten für einige Produkte (u.a. Fisch aus Polen und
den baltischen Staaten und bestimmte Agrarprodukte aus Bulgarien und Rumä-
nien) noch vor Abschluß der Verhandlungen autonom anzuheben12.

Nicht in allen Fallen erfolgte der Ausbau der Beziehungen jedoch reibungslos.
Das bereits am 15.6.1995 paraphierte Europaabkommen mit Slowenien konnte
aufgrund des Rechtsstreits zwischen Italien und Slowenien über italienische
Ansprüche in den vormaligen italienischen Territorien bei Triest erst am 10.6.1996
unterzeichnet werden13 und im Januar 1996 sprach sich die Kommission aufgrund
der Nichterfüllung einer Reihe von Konditionen seitens der Slowakischen Repu-
blik für eine Suspendierung der makrofinanziellen Hilfeleistungen aus14.

Die Vereinigten Staaten und Japan: Dialog mit Friktionen

Die Vereinigten Staaten waren wie im Vorjahr der wichtigste einzelne Handelspart-
ner der Union. In den ersten drei Quartalen 1995 kamen mit einem Gesamtwert
von 72,2 Mrd. ECU 17% der EU-Importe aus den USA und gingen mit einem Wert
von 68,9 Mrd. ECU über 16% der EU-Exporte in die USA. Die Handelsbilanz mit

204 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96



Außenwirtschaftsbeziehungen

den Vereinigten Staaten wies damit im Unterschied zum Vorjahr ein deutliches
Minus aus, was vor allem auf einen starken Rückgang der EU-Exporte in den Berei-
chen Eisen und Stahl, Industriemaschinen, Textil und Getränke zurückzuführen
war15. Der außerordentlichen Bedeutung der Beziehungen zu den Vereinigten Staa-
ten im wirtschaftlichen wie auch politischen Bereich entsprach die am 3.12.1995
in Madrid auf Gipfelebene angenommene „Neue Transatlantische Agenda", die
neben einer breiten Palette von Feldern politischer Zusammenarbeit auch neue
Kooperationsformen in den Bereichen Handel und Unternehmenskooperation defi-
niert. Auf der Grundlage eines bei dieser Gelegenheit gleichfalls angenommenen
„Transatlantischen Aktionsplans" sollen graduell ein zumindest teilweise einer
Freihandelszone nahekommender „transatlantischer Markt" gebildet und ein quali-
tativ hochwertiger „Dialog" zwischen den Privatsektoren beider Seiten aufgebaut
werden16. Während das Fernziel einer wirklichen Freihandelszone zu beiden Sei-
ten des Atlantiks umstritten blieb, stellte der „Transatlantic Business Dialogue"
eine Innovation dar, die sich in den folgenden Monaten bereits durch von Arbeits-
gruppen der beteiligten Industriezweige ausgearbeiteten Empfehlungen an die
Regierungen bewährt hat, die sich unter anderem auf die Bereichen Wettbewerbs-
politik und Harmonisierung der Standards im Automobilsektor erstrecken.

Die neue „Agenda" konnte jedoch nicht verhindern, daß die transatlantischen
Beziehungen erneut von erheblichen handelspolitischen Spannungen belastet wur-
den. Ein wesentlicher Konfliktbereich war der Telekommunikationssektor, in dem
hartnäckige Differenzen unter anderem über die von einem Teil der EU-Staaten
(vor allem Frankreich, Spanien und Belgien) geforderten Grenzen für ausländische
Teilhaberschaft an Telekommunikationsunternehmen und die amerikanischen
Restriktionen im Bereich von Satelliten und Tiefseekabeln den Abschluß des von
der Schlußakte der Uruguay-Runde vorgesehenen Liberalisierungsabkommens
blockierten. Das ursprünglich gesetzte Zieldatum für eine Einigung bis spätestens
30.4.1996 mußte daher aufgegeben werden17. Einen weiteren bedeutenden Kon-
fliktpunkt bildete der im März 1996 vom Amerikanischen Kongreß angenommene
„Helms-Burton-Act", der unter anderem von der kommunistischen Regierung in
Kuba Enteigneten erlaubt, vor amerikanischen Gerichten Maßnahmen gegen ihre
ehemaligen Besitztümer nutzende Unternehmen zu ergreifen, und Zucker und Sirup
kubanischen Ursprungs mit einem Importverbot belegt. Die Union betrachtete dies
als eine unannehmbare „exterritoriale" Ausweitung der amerikanischen Rechtspre-
chung und einen eklatanten Verstoß gegen die Regeln der Welthandelsorganisation
(WTO). Nachdem mehrfache Warnungen fruchtlos geblieben waren, autorisierten
die Mitgliedstaaten die Kommission am 30.4.1996 gegen die amerikanischen Maß-
nahmen ein Verfahren im Rahmen der WTO einzuleiten18. Hinter der scharfen
Reaktion der Union stehen nicht nur die Interessen betroffener EU-Unternehmen,
sondern auch eine im Grundsatz andere Politik gegenüber Kuba und generelle
Besorgnisse über den zunehmenden Unilateralismus der USA. Ein anderer, bei-
nahe schon „traditioneller" Streit, der über hormonbehandeltes Rindfleisch, konnte
trotz mehrfacher Gespräche nicht ausgeräumt werden.
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Obwohl sich die Beziehungen zu Japan in den vergangenen Jahren politisch wie
wirtschaftlich kontinuierlich ausgeweitet haben, stehen zumindest auf EU-Seite
immer noch die Probleme des ungenügenden Marktzugangs und der negativen
Handelsbilanz im Vordergrund. Diese Punkte wurden auch in dem neuen Strategie-
dokument der Kommission zu den Beziehungen mit Japan vom 29.5.1995 wieder
besonders betont19. Obwohl die EU-Exporte nach Japan in den ersten drei Quarta-
len von 1995 prozentual dreimal so schnell wuchsen wie die Importe aus Japan,
war das Handelsdefizit mit 15,5 Mrd. ECU immer noch besorgniserregend hoch.
Das 1995 angelaufene und auf fünf Jahre angesetzte japanische Deregulierungs-
programm blieb erheblich hinter den Erwartungen der Union zurück. Dennoch
konnten auch positive Elemente vermerkt werden: Mit einer Revision seines Dere-
gulierungsprogramms kam Japan der Union im Januar 1996 in einigen Bereichen -
darunter der Automobilsektor - entgegen und die Union selbst erkannte an, daß
sich das EU-Handelsdefizit 1995 gegenüber 1992 um fast ein Drittel verringert
hatte und die Union im Dienstleistungssektor einen erheblichen Überschuß zu ver-
zeichnen hat. Auf der bilateralen Ministertagung in Brüssel am 28.4.1996 verwies
Generaldirektor Horst G. Krenzier jedoch auf fortbestehende erhebliche Marktzu-
gangshemmnisse wie z.B. im Bereich der Finanzdienstleistungen und EU-Kom-
missar Sir Leon Brittan sprach sich für eine Ausweitung der Anwendung des sol-
che Hindernisse feststellenden „Trade Assessment Mechanism" auf Dienstleistun-
gen, Investitionen und den Verteilungssektor aus20.

Die lateinamerikanischen Staaten: neue Impulse mit Umsetzungsproblemen

In den Beziehungen zu den lateinamerikanischen Staaten setzte die Union ihre Prä-
ferenz für interregionale Kooperationsformen fort. Am 15.12.1995 konnte mit der
Unterzeichnung des Kooperationsabkommens mit der MERCOSUR-Staaten-
gruppe21 ein wesentlicher Fortschritt in der Umsetzung der Gemeinsamen EU-
MERCOSUR Erklärung vom Dezember 1994 erzielt werden. Mit dem Abkom-
men, das auch politische und kulturelle Elemente enthält, wurde ein neuer Rahmen
für die wirtschaftliche, handelspolitische und industrielle Zusammenarbeit auf
interregionaler Basis geschaffen, welche die Vorstufe für ein Assoziierungsverhält-
nis bilden soll. Hinsichtlich der Umsetzung des Abkommens kamen jedoch in den
folgenden Monaten Spannungen auf, als die MERCOSUR-Staaten auf die baldige
Festlegung eines Zeitplans für die vorgesehenen Maßnahmen zur Handelsliberali-
sierung drängten, die Union einem solchen aber aufgrund interner Differenzen aus-
wich. Die unterschiedlichen Positionen von Union und MERCOSUR wurden beim
insgesamt konstruktiv verlaufenen ersten bilateralen Ministertreffen am 11.6.1996
besonders deutlich, als die lateinamerikanische Seite nicht nur auf einem klaren
Liberalisierungsprogramm sondern auch auf einen Einschluß des Agrarbereichs
bestand22.

Nach längeren Vorverhandlungen einigten sich die Union und die mittelameri-
kanischen Länder der San Jose-Gruppe23 am 21.3.1996 in Florenz auf eine Erneue-
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rang ihres vor zehn Jahren begründeten „Dialogs", dessen Kernelement eine inten-
sive wirtschaftliche Zusammenarbeit zur politischen Stabilisierung der Region ist.
Auch hier wurden jedoch Differenzen deutlich: Die San Jose-Gruppe drängte
sowohl auf eine dem Modell der Beziehungen der Union zu den Staaten der Anden-
Gemeinschaft folgenden Erweiterung des von der Kommission vorgeschlagenen
Systems allgemeiner Handelspräferenzen als auch auf eine Beteiligung der
Europäischen Investitionsbank an der regionale Wirtschaftsprojekte fördernden
American Bank of Economic Integration, doch in beiden Fragen zeigte sich die
Union vorerst nicht zu Zugeständnissen bereit24.

Im Februar 1995 legte die Kommission eine Strategie zur Intensivierung der
Beziehungen zu Mexiko vor, die zu einer Priorität im Bereich der bilateralen Bezie-
hungen wurde. Aber obwohl die Union und Mexiko im Mai 1995 ihren Willen zu
einem Ausbau der wirtschaftlichen Kooperation bekräftigten, gelangten beide Sei-
ten bis zum Frühjahr nicht über Sondierungen hinaus. Grund hierfür waren vor
allem Meinungsunterschiede innerhalb der Union. Während Mexiko entschieden
für einen festen Plan zur Verwirklichung einer Freihandelszone eintritt, sind die
Mitgliedstaaten in dieser Frage gespalten: Einige - darunter vor allem Spanien und
Großbritannien - sind bereit, sich von Anfang an auf eine solche Freihandelszone
festzulegen, andere aber - darunter vor allem Deutschland, Frankreich und die
Niederlande - wollen einen automatischen Übergang von der Vorbereitungsphase
zur Vollendung der Freihandelszone vermeiden und stattdessen von einer separaten
einstimmigen Entscheidung abhängig machen25. Erst Ende Mai 1995 konnte sich
der Rat auf ein Verhandlungsmandat einigen, das die Freihandelszone als Ziel vor-
sieht, dieses jedoch nicht mit einem festen Zeitplan verbindet.

Belastet wurden die Beziehungen zu mehreren lateinamerikanischen Staaten -
darunter auch Mexiko - durch die anhaltenden Kontroversen um die EU-Bananen-
marktordnung. Kommission und Rat befanden sich hier erneut zwischen zwei Feu-
ern. Auf der einen Seite leiteten Ecuador, Guatemala, Honduras und Panama im
Verein mit den Vereinigten Staaten nach fruchtlosen Verhandlungen mit der Union
am 7.2.1996 im Rahmen der WTO ein Verfahren gegen die EU-Importbeschrän-
kungen für „Dollar"-Bananen ein. Auf der anderen Seite kritisierten die EU-Bana-
nenproduzenten mit politischer Unterstützung vor allem seitens Frankreichs, Por-
tugals und Spaniens den anhaltenden Anstieg von importierten „Dollar"-Bananen
(89% von 1988 bis 1996)26. Von der Kommission im März 1996 vorgelegte Kom-
promißvorschläge wurden von beiden Seiten als unannehmbar kritisiert und konn-
ten die im Mai erfolgte Einberufung ein WTO-Panels nicht verhindern27.

Asien: Gipfeldiplomatie und Ausbau der bilateralen Beziehungen

Nach umfangreichen Vorbereitungen seitens Kommission und Präsidentschaft fand
am 172.3.1996 in Bangkok das erste „Euro-Asia"-Gipfeltreffen statt, das einen
ersten Höhepunkt in der Umsetzung der vom Europäischen Rat in Essen im Dezem-
ber 1994 angenommenen neuen Asienstrategie markierte. Im Rahmen der wirt-
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schaftlichen Agenda des Gipfels diskutierten die Staats- und Regierungschefs der
EU-Staaten und zehn asiatischer Länder28 vor allem die Umsetzung der Ergebnisse
der Uruguay-Runde und die Möglichkeiten einer Ausweitung der Handelsbezie-
hungen zwischen beiden Regionen. Sie einigten sich auf eine gemeinsame
Schlußerklärung, in der beide Seiten einen marktwirtschaftlichen Ansatz, nichtdis-
kriminierende Handelsliberalisierung und offenen Regionalismus als Grundlagen
einer verstärkten euro-asiatischen Partnerschaft definierten und verstärkte gegen-
seitige Konsultierungen im Rahmen der WTO vereinbarten. Als konkrete Aktions-
bereiche der neuen Partnerschaft wurden unter anderem Investitionsförderung, die
Vereinfachung und Verbesserung von Zollverfahren und die Angleichung von Stan-
dards identifiziert. Als weitere Maßnahmen wurden eine Reihe von Treffen auf
Minister- und hoher Beamtenebene, die Bildung einer Arbeitsgruppe von Vertre-
tern der Regierungen und des Privatsektors zur Ausarbeitung eines Investitionsför-
derungsplans sowie die Errichtung eines regulären Asien-Europa-Unternehmensfo-
rums, eines Asien-Europa-Technologiezentrums zur Förderung von Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten vereinbart29.

Mit der Begrenzung auf zehn asiatische Staaten von besonderer wirtschaftlicher
Bedeutung präsentierte sich der Gipfel von Bangkok als eine recht exklusive Form
der wirtschaftlichen Gipfeldiplomatie, was von einer ganzen Reihe anderer asiati-
scher Staaten auch kritisiert wurde. Ratspräsident Lamberto Dini unterstrich
jedoch, daß es sich hierbei um einen „offenen Dialog" handele und deutete an, daß
zum nächsten Gipfel 1998 Australien, Indien, Neuseeland und Pakistan als zusätz-
liche Teilnehmer eingeladen werden könnten30.

Es ließen sich im übrigen keine Anzeichen dafür erkennen, daß die Union auf-
grund ihrer neuen Asienstrategie die bilateralen Beziehungen zu weniger bedeu-
tenden Partnern vernachlässigen würde. Mit der Unterzeichnung der ersten Koope-
rationsabkommen mit Vietnam (17.7.1995) und Nepal (20.11.1995) baute die
Union im Gegenteil ihre bilateralen Beziehungen in der Region in signifikanter
Weise aus. Obwohl es sich in beiden Fällen um nicht-präferentielle Abkommen
handelt, sehen diese doch eine Reihe von Maßnahmen zur wirtschaftlichen Koope-
ration, Diversifizierung des Handels und verbessertem Marktzugang vor, die den
Boden für umfassendere Abkommen bereiten können. Ähnliches gilt auch für das
im März 1995 abgeschlossene Kooperationsabkommen mit Sri Lanka. Ganz im
Sinne eines konsequenten Ausbaus der bilateralen Beziehungen in Asien empfahl
die Kommission am 8.5.1996 dem Rat die Aushandlung von umfassenden Koope-
rationsabkommen mit Pakistan, Bangladesh, Kambodscha und Laos. Mit den bei-
den letzteren Ländern unterhält die Union bislang noch keine vertraglichen Bezie-
hungen.

In einer Mitteilung an Parlament und Rat vom 5.7.1995 unterstrich die Kom-
mission unter Hinweis auf die enormen Zuwachsraten des bilateralen Handels die
strategische wirtschaftliche Bedeutung Chinas für die Union und sprach sich für
einen erweiterten Dialog unter Einschluß von Themen wie Forschungskooperation,
Umweltschutz und Unternehmenszusammenarbeit aus, übte jedoch gleichzeitig
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auch Kritik an den fortdauernden Verletzungen internationaler Handelsregelungen
durch die Volksrepublik31. Trotz einer Reihe von Treffen auf hoher Ebene wurden
jedoch nur geringe Fortschritte erzielt, dies sowohl aufgrund der andauernden Men-
schen- und Bürgerrechtsprobleme in China als auch der zahlreichen bilateralen
Friktionen über unfaire chinesische Handelspraktiken (Dumping und Copyright-
verletzungen).

Auf dem Weg zu einer neuen Marktöffnungsstrategie?

Am 14.2.1996 nahm die Kommission ein neues von Sir Leon Brittan vorgelegtes
handelspolitisches Strategiepapier an, in dem sie sich für eine systematischere,
kohärentere und vorausschauendere Marktöffnungsstrategie gegenüber Drittstaaten
aussprach32. Nach Auffassung der Kommission müßten hierzu Handelsbarrieren in
Drittstaaten besser identifiziert, klarere Prioritäten hinsichtlich ihrer Beseitigung
gesetzt und bilaterale und multilaterale Zielsetzungen sowie auch der Einsatz der
handelspolitischen Instrumente besser koordiniert werden. Die Kommission ver-
wies auch auf die Bedeutung von traditionellen, nicht unter den Begriff der „Han-
delsbarrieren" fallenden Hemmnissen, wie z.B. Investitionsbarrieren oder die
Nichtanwendung von nationalen wettbewerbspolitischen Regelungen. Implizit
stellte das Papier eine massive Kritik an der oft mangelnden Zusammenarbeit unter
Mitgliedstaaten und EU-Institutionen und der ungenügenden Ausnutzung der
Handlungsmöglichkeiten der Union dar.

Als stark exportabhängiger Wirtschaftsverbund mit sinkenden Exportanteilen
sowohl in den nachfragestarken Hochtechnologiebereichen als auch in vielen Märk-
ten mit starken Wachstumsraten bedarf die Union sicherlich einer effizienteren
Politik im Exportbereich. Die erheblichen Zuwachsraten bei den Exporten nach
Mittel- und Osteuropa und in die Staaten der ehemaligen Sowjetunion (15-20% in
den Jahren 1994 und 1995)33 sind gewiß ermutigend, werden aber langfristig nicht
ausreichen, um Verluste an Marktanteilen in Japan, den USA und anderen potenten
Wirtschaftspartnern auszugleichen. Eine wirksamere Marktöffnungspolitik und
ihre Umsetzung verlangen jedoch nach einem einheitlichen Willen der 15 Mit-
gliedstaaten, an dem es trotz des hohen Vergemeinschaftungsgrades der Handels-
politik und der Schlüsselrolle der Kommission immer noch allzu häufig mangelt.
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